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Vor diesem
Auftritt kann
selbst ein
Karl-Theodor
zu Gutten-
berg Lampen-
fieber haben.
Mehr als 300
Paar Augen richten sich auf
ihn, als er sich nach mehr
als acht Monaten wieder ins
Scheinwerferlicht wagt. Fast
schüchtern betritt er den
Saal, in dem er auf einem
Podium über Weltwirtschaft
parlieren soll. Der Ex-Vertei-
digungsminister wirkt ver-
ändert: Die runde Brille
fehlt, das Gesicht ist voller,
die Frisur anders, von Gel
keine Spur.

Guttenberg hat sich eine
Sicherheitskonferenz in Ha-
lifax für seine Rückkehr in
der Öffentlichkeit ausge-
sucht. Hier im fernen Kana-
da ist er eine eher kleine
Nummer. Guttenberg be-
gnügt sich mit der Rolle des
Experten – er arbeitet für ei-
ne Denkfabrik in Washing-
ton. Er analysiert und liefert
Ideen, Politik machen jetzt
andere. Schon vor zwei Jah-
ren war Guttenberg in Hali-
fax aufgetreten, damals
noch als Minister. Offen-

Comeback durch
die Hintertür?

Ein Guttenberg-Auftritt im fernen Kanada
sichtlich ist es kein Thema,
dass er nach Erkenntnissen
seiner Uni bei der Doktorar-
beit abgekupfert hatte. Er
habe über die Affäre gele-
sen, sagt Forumsleiter Peter
Van Praagh. Ein Thema für
ihn? „Nein. Es geht um sei-
ne Erfahrung.“

Die Veranstalter kündigen
Guttenberg als „angesehe-
nen Staatsmann“ an. Und so
redet er auch. Da verteilt er
eine Breitseite gegen Euro-
pas Politiker, die unfähig
seien, die Krise zu lösen:
„Wir stolpern von einer Ad-
hoc-Lösung in die nächste.“
Guttenberg führt Klage,
dass sich die USA mehr
Richtung Asien wenden und
die Europäer dem tatenlos
zusehen. Und er berichtet
über seinen Besuch bei den
Wall-Street-Protesten in
New York: „Vielleicht ein
Warnsignal, dass etwas in
unserer Demokratie falsch
läuft.“

„Guttenberg ist gut ange-
kommen“, sagt Bundes-
wehr-Oberstleutnant Pa-
trick Kübler vom Nato-Kom-
mando Norfolk als Zuhörer.
Kommt Guttenbergs Come-
back? „Warum nicht?“
meint Oberstleutnant Küb-
ler – ganz privat. � dpa

Guttenberg

Konflikt in Syrien
eskaliert blutig

DAMASKUS � In Syrien eska-
liert der Konflikt zwischen
Regierung und Opposition
weiter. In der Hauptstadt
Damaskus wurde nach Op-
positionsangaben am Wo-
chenende erstmals ein Ge-
bäude der regierenden
Baath-Partei mit Granaten
angegriffen. Das Haus im
Zentrum der Stadt sei von
mehreren Geschossen ge-
troffen worden, teilte die sy-
rische Opposition mit.

Präsident Baschar al-Assad
ließ derweil ein Ultimatum
der Arabischen Liga ver-
streichen. In einem Inter-
view mit der britischen Zei-
tung „Sunday Times“ mach-
te er deutlich, dass sich Da-
maskus nicht dem Druck
aus dem Ausland beugen
werde. Im Falle einer aus-
ländischen Intervention
werde er „kämpfen und
sterben“, sagte er. Er warnte
zugleich, ein solcher Mili-
täreinsatz würde die gesam-
te Region destabilisieren.

Bereits vor der jüngsten
Eskalation hatte US-Außen-

Regierung ignoriert arabisches Ultimatum
ministerin Hillary Clinton
vor einem Bürgerkrieg in
Syrien gewarnt. Präsident
Assad habe mit seinem Vor-
gehen gegen die Opposition
„das Volk provoziert, gegen
das Regime Waffen zu er-
greifen“. „Es könnte einen
Bürgerkrieg mit einer sehr
entschlossenen und gut be-
waffneten und letztlich gut
finanzierten Opposition ge-
ben.“ Diese Opposition
könnte von Überläufern aus
der Armee „beeinflusst,
wenn nicht gar angeführt“
werden.

Die syrische Regierung
sollte sich bis zum späten
Samstagabend entscheiden,
ob sie Beobachter der Arabi-
schen Liga ins Land lässt.
Nachdem es diese Frist ver-
streichen ließ, drohen dem
Regime nun Sanktionen sei-
tens der früheren arabi-
schen Partner.

Seit Beginn der Proteste
im März sind in Syrien
Schätzungen zufolge mehr
als 3500 Menschen ums Le-
ben gekommen. � dpa

Viel Oberfläche,
wenig Tiefgang

NRW-Piraten-Parteitag

Von Detlef Burrichter

Die Piraten gleiten auf einer
Welle der Sympathie, sie tref-
fen den Nerv vieler Bürger.
Und so können sie sich derzeit
vor Parteieintritten kaum ret-
ten. Allein in NRW gab es
mehr als 1000 Neuzugänge
seit der Berlin-Wahl im Sep-
tember. Das explosive Wachs-
tum macht aber Probleme:
Die Piraten sind gar nicht auf
Massenbetrieb angelegt. Sie
sind nun aber dazu gezwun-
gen, sich ähnliche Strukturen
zu geben wie die etablierten
Parteien. So könnten die Pira-
ten ihren Charme schnell ver-
lieren, befürchten etliche Mit-
glieder. Schließlich hat Pira-
ten-Landeschef Michele Mar-
sching recht mit seiner Analy-
se, dass die Menschen in ers-
ter Linie nicht politikverdros-
sen, sondern parteiverdrossen
sind. Immer mehr Bürger ha-
dern mit dem Geschacher in
Hinterzimmern und der vielen
Lobbyarbeit.
Doch wer sind die Piraten ei-
gentlich? In Soest fand sich ei-
ne männerdominierte Gesell-
schaft ein, die bestens ver-

traut ist im Umgang mit Lap-
top, Tablet-PC und Smartpho-
nes, von inhaltlicher Diskussi-
on aber erschreckend wenig
zu halten scheint. Schmalbrüs-
tig formulierte Headlines für
das Grundsatzprogramm wur-
den per Beamer auf die Lein-
wand geworfen. Kaum hat
die Aussprache begonnen, ha-
gelt es Geschäftsordnungsan-
träge, die darauf abzielen, die
Diskussion gar nicht erst im
Detail zu führen. Ständig ver-
langen Mitglieder ein „Mei-
nungsbild“ – eine Probeab-
stimmung, um den Mehrheits-
trend sichtbar zu machen –,
um damit die Diskussion zum
Absturz zu bringen. So eine
Buzzer-Funktion taugt aber
nicht für eine demokratische
Partei. Minderheitsmeinungen
werden so untergebuttert. Bei
Redebeiträgen hagelte es Zwi-
schenrufe wie „abbrechen!“
und sogar „abstürzen“. Eine
derartige Debattenkultur muss
befremden. Auch die vorge-
stellten Inhalte wurden oft
dürftig präsentiert. Viel Ober-
fläche, wenig Tiefgang – auf
dem Piratenschiff fehlt bislang
ein klares Wertefundament.

Starkes Signal
der Regierung

Gedenken an Neonazi-Opfer

Von Lorenz von Stackelberg

Die Tatsache, dass eine neo-
nazistische Terrorzelle jahre-
lang Ausländer in Deutschland
ermorden konnte, ohne dass
die Sicherheitsbehörden auch
nur einen entsprechenden
Verdacht fassten, ist nicht nur
ein Anlass zu Trauer, Scham
und Entsetzen, sie bedeutet
zugleich den größten politi-
schen Schadensfall für
Deutschland seit den Brand-
anschlägen von Mölln und So-
lingen.
Angela Merkel ist dem dro-
henden Vertrauensverlust des
Auslands in die deutsche Ge-
sellschaft sofort mit dem kla-
ren Bekenntnis entgegenge-

treten, der Fall sei eine Schan-
de für das ganze Land. Die
Bundesregierung hat rasch
und konsequent gesetzgeberi-
sche Konsequenzen eingelei-
tet, darunter eine Neonazi-Da-
tei, und finanzielle Entschädi-
gungen für die Hinterbliebe-
nen angekündigt. Und sie
wird, was besonders zu be-
grüßen ist, die Opfer und de-
ren Angehörige mit einer zen-
tralen Gedenkfeier ehren.
Offizielle Trauer ist ein starkes
Argument gegen all jene, die
suggerieren, viele Deutsche
seien auf dem rechten Auge
blind. Und eine Aufforderung
an jeden einzelnen, sich mit
der braunen Bedrohung ausei-
nanderzusetzen.

Von Detlef Burrichter

SOEST � Den Rückenwind,
den sie zurzeit haben, wollte
die Piratenpartei am Wochen-
ende beim Landesparteitag in
Soest in brausende Fahrt durch
schwergängiges politisches
Fahrwasser ummünzen. Dass
sie Parlamente entern können,
haben sie in Berlin bewiesen.
Nun nehmen sie Anlauf auf an-
dere Landesparlamente – so
auch in NRW.

Die häufig als Ein-Themen-
Partei wahrgenommenen
Internet-Freaks wollen zei-
gen, dass sie auch in ande-
ren Politikfeldern etwas zu
bieten haben. Deshalb feil-
ten am Samstag etwa 250
der landesweit 3000 Piraten
am Grundsatzprogramm.

In der Drogenpolitik wol-
len die NRW-Piraten neue
Wege gehen. Die derzeitige
Unterscheidung in legale
und illegale Stoffe soll er-
setzt werden durch eine
„objektive Bewertung allein
durch das Gefahrenpotenzi-
al“. Cannabiskonsum soll le-
galisiert werden. Die Krimi-
nalisierung von Drogenkon-
sumenten lehnen die Pira-
ten ab. Stattdessen soll der

NRW-Piraten wollen auch
Düsseldorfer Landtag entern
Landesverband feilte beim Parteitag in Soest am Grundsatzprogramm

Staat in Aufklärung und
Hilfeangebote investieren.
Auch im Schulunterricht
soll Drogen-Aufklärung ein
Schwerpunkt werden.

Mit großer Mehrheit wur-
de auch ein Antrag gegen
die umstrittenen Erdgas-
bohrungen nach dem Fra-
cking-Verfahren angenom-
men. Boden und Grundwas-
ser würden zu großen Risi-
ken durch Verseuchung und

Rissbildung ausgesetzt. Au-
ßerdem bekannten sich die
Piraten zu einer nachhalti-
gen, überwiegend aus rege-
nerativen Ressourcen beste-
henden Energiepolitik. Sie
treten für eine Dezentrali-
sierung von Energiegewin-
nung und -versorgung ein.

Schließlich stimmten die
Piraten auch für ein libera-
les Bleiberecht für Auslän-
der und für die Anerken-

nung sogenannter „Whistle-
blower“, die zum Beispiel
anonym Dienstgeheimnisse
im Internet ausplaudern.
„Whistleblower erfüllen für
die Gesellschaft eine wichti-
ge Funktion, indem sie auf
Missstände wie Korruption
und Vetternwirtschaft auf-
merksam machen“, heißt es
in dem angenommenen An-
trag.

Heiß diskutiert wurde
über den Ausschluss von
Scientologen, nachdem in
Düsseldorf ein Pirat als Mit-
glied der Sekte geoutet wor-
den war. Fast einstimmig
beschlossen die Piraten,
dass die Lehren der Sekte
nicht vereinbar mit einer
Mitgliedschaft der Piraten
in NRW sind. „Wir wollen
keine extremistischen Spin-
ner in der Piratenpartei“,
sagte Landesvorsitzender
Michele Marsching.

Für die kommenden Wah-
len rechnen sich die Piraten
gute Chancen aus. Laut Um-
fragen kämen sie derzeit in
NRW auf 9, im Bund auf 8
Prozent. „Wir müssen aber
raus auf die Straße und den
Menschen in NRW zeigen,
dass es uns gibt“, sagte Mar-
sching. ➔ Kommentar

Mit breiter Schulter präsentierten sich die Piraten beim Partei-
tag in Soest: Sie wollen neue Wege beschreiten. � Foto: dpa

Sahra Wagenknecht, Vize-Vor-
sitzende der Linkspartei
und Freundin des ehemali-
gen Parteichefs Oskar Lafon-
taine, hat kein Problem da-
mit, Privates und Politisches
zu trennen. „Wir waren bei-
de immer eigenständige Po-
litiker, und das wird auch
so bleiben“, sagte sie in ei-
nem Interview. Auch Politi-
kern sollte man nach ihren
Worten „das Recht auf Pri-
vatsphäre lassen“. Auf die
Frage, ob sie den Vorwurf
fürchte, sie mache politi-
sche Karriere von Lafontai-
nes Gnaden, antwortete Wa-
genknecht: „So ein Quatsch.
Ich habe bereits seit vielen
Jahren unter Beweis ge-
stellt, dass ich eine eigen-
ständige Politikerin bin.“ Im
Übrigen sei ein solcher Vor-
wurf „mies, weil frauen-
feindlich“. � dpa

Bildungsgefälle: Eine neue
Bildungsstudie offenbart ein
großes Gefälle innerhalb
Deutschlands. Im „Deut-
schen Lernatlas 2011“ der
Bertelsmann-Stiftung
schneidet der Süden laut
„Spiegel“ durchweg deut-
lich besser ab als der Nor-
den. Die schlechtesten
Landkreise und kreisfreien
Städte in Baden-Württem-
berg und Bayern seien im-
mer noch besser als die bes-
ten Regionen in Branden-
burg, Sachsen-Anhalt und
Mecklenburg-Vorpom-
mern. � dapd

Katholikentag: Der Deutsche
Katholikentag 2014 findet
im bayerischen Regensburg
statt. Dies habe die Vollver-
sammlung des Zentralkomi-
tees der deutschen Katholi-
ken (ZdK) in Bonn mit gro-
ßer Mehrheit beschlossen,
teilte das ZdK am Samstag
mit. Geplant ist das Katholi-
kentreffen vom 28. Mai bis
1. Juni 2014. � dapd

IG Metall: Vor dem Start der
dritten Stahl-Tarifrunde hat
die IG Metall den Druck auf
die Arbeitgeber erhöht. Soll-
te es bei dem Treffen heute
in Düsseldorf zu keinem Er-
gebnis kommen, hat die Ge-
werkschaft bereits mit einer
zweiten Warnstreikwelle
gedroht. � lnw

Brutaler Organhandel: Hun-
derte afrikanische Flüchtlin-
ge sind einem CNN-Bericht
zufolge Opfer von kriminel-
lem Organhandel in der Si-
nai-Wüste geworden. Draht-
zieher sollen Beduinen sein,
die Flüchtlinge über die
Grenze nach Israel schmug-
gelten sowie korrupte ägyp-
tische Ärzte, hieß es. Ihre
Opfer kämen vor allem aus
dem Sudan, Äthiopien oder
Eritrea. Den Flüchtlingen
würden Nieren, Leber und
andere Organe bei lebendi-
gem Leibe entnommen. Die
brutalen Eingriffe überleb-
ten die Opfer in der Regel
nicht. � dpa

Unanständig: Wegen der Ver-
öffentlichung „unanständi-
ger Fotos“ und eines „unan-
ständigen Berichts“ ist der
Chef der iranischen Nach-
richtenagentur Irna, Ali-Ak-
bar Dschavanfekr, zu einem
Jahr Gefängnis und drei Jah-
ren Berufsverbot verurteilt
worden. Beobachter sehen
das Urteil als Strafe für ein
Interview, das Dschavan-
fekrs dem Oppositionsblatt
„Etemad“ gab. Darin sprach
er über Machtkämpfe im
Parlament. � dpa

KAIRO � Gut eine Woche
vor Beginn der Parlaments-
wahlen eskaliert in Ägypten
wieder die Gewalt. Bei Pro-
testen gegen den regieren-
den Militärrat kam es zu
massiven Ausschreitungen
in Kairo und Alexandria; am
Wochenende wurden nach
offiziellen Angaben drei
Menschen getötet und min-
destens 750 verletzt.

Die Lage war eskaliert,
nachdem die Polizei einen
Sitzstreik gegen den Militär-
rat auf dem Tahrir-Platz auf-
gelöst hatte. Einige Dutzend
Demonstranten hatten nach
einer von Islamisten domi-
nierten Großkundgebung
am Freitag Zelte aufgebaut,
um gegen die geplanten
Verfassungsleitlinien der
Übergangsregierung zu pro-
testieren. Diese sollen unter
anderem die Macht des Mili-
tärs absichern. Noch am
Freitag hatten Zehntausen-
de Menschen friedlich ge-
gen den Militärrat demons-
triert. � dpa

Erneutes
Chaos

in Kairo
MADRID �  Rechtsruck in
Spanien: Bei der Parla-
mentswahl hat sich gestern
ein Erdrutschsieg der kon-
servativen Volkspartei (PP)
abgezeichnet. Nach einer
Prognose des staatlichen
Fernsehens gewann die PP
von Mariano Rajoy bei der
Wahl mitten in der Finanz-
krise etwa 183 der 350 Sit-
ze. Damit könnte der bishe-
rige Oppositionsführer Ra-
joy sich auf eine absolute
Mehrheit stützen. Die Sozia-
listen, die das Land seit über
sieben Jahren regieren, er-
litten das schlechteste Er-
gebnis seit Ende der Franco-
Diktatur. Spanien hat die
höchste Arbeitslosigkeit in
der EU. Die Wirtschaft sta-
gniert, die Schuldenkrise
brachte das Land wirtschaft-
lich an den Rand des Ab-
grunds. Der sozialistische
Ministerpräsident José Luis
Rodríguez Zapatero musste
sich vorhalten lassen, nicht
angemessen auf die Krise
reagiert zu haben. � dpa

Kräftiger
Rechtsruck
in Spanien


